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Im Focus
Dialog mit Rösler 

F  Bundesgesundheitsminister Philipp Rösler 
(FDP) will gemeinsam mit hochrangigen Ver-
tretern der Pflegeverbände und Pflegekassen 
sowie Experten aus den Bereichen Altenpflege 
und Verbraucherschutz über drängende Pro-
bleme in der Pflege sprechen. Rösler hat dazu 
für den 7. Dezember zu einer „Dialogveranstal-
tung“ in sein Ministerium geladen. 
Der Deutsche Pflegerat (DPR), der die Bundes-
regierung zuletzt mehrfach aufgerufen hatte, 
sich endlich des Themas Pflege anzunehmen, 
sieht in dem Treffen einen „wichtigen Meilen-
stein“, um Antworten auf den Fachkräfteman-
gel und die Frage der Nachwuchssicherung in 
der Pflege zu erarbeiten. „Es ist ein drängendes 
Problem und deshalb bin ich zufrieden, dass 
das Ministerium mit den Experten bespricht, 
wie wir mit der Krise der Pflegeberufe umge-
hen wollen“, erklärte DPR-Präsident Andreas 
Westerfellhaus, der an den Gesprächen mit 
Rösler teilnehmen wird. 
„Jetzt ist von allen Beteiligten ein konstruktives 
Mitarbeiten gefragt – mit substanzloser Kritik 
kommen wir nicht weiter.“ Neben Fragen zur 
Nachwuchsgewinnung müsse die „Arbeits-
situation und Weiterentwicklung der Pflege-
berufe“ Bestandteil des Gesprächs bei Rösler 
sein, so Westerfellhaus. Er verwies in diesem 
Zusammenhang auf eine Zusicherung sowohl 
von Bundesminister Rösler als auch dessen 
Parlamentarischer Staatssekretärin Annette 
Widmann-Mauz. Beide hätten zugesichert, so 
der DPR-Chef, dass ein Gesamtfahrplan für das 
Jahr 2011 für die Pflegeberufe in Arbeit sei und 
auch umgesetzt werde.
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Editorial
Flickschusterei statt intelligenter Lösung
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Der Pflegewissenschaftler Dr. Andreas Büscher hat mit einem einzigen Satz 
die Situation der Pflege in Deutschland trefflich zusammengefasst: „Es ist zu 
wenig Geld da, es ist zu wenig Personal da und die, die Pflege brauchen, wer-
den immer mehr.“ Der Fachkräftemangel betrifft Kliniken wie Pflegeheime. 
Um das Problem zu lösen, brauchen wir intelligente Lösungen. Entschieden 
tritt der Deutsche Pflegerat (DPR) indes Plänen des Hamburger Senats und 
jüngsten Vorschlägen des Arbeitgeberverbands Pflege entgegen, mit der die 
Qualifikation der Pflegenden gesenkt werden soll, um dem Mangel zu begeg-
nen. Damit aber wird lediglich vor dem Fachkraftmangel kapituliert, vor dem 
wir Berufsverbände seit Jahren warnen. Die Anforderungen an eine quali-
tätsgesicherte Pflege fallen bei solchen „Lösungsansätzen“ völlig unter den 
Tisch. Immer noch herrscht wohl die Auffassung: „Alte Leute pflegen, das 
kann doch jeder.“ Das ist Nonsens. Nach jahrelanger Untätigkeit wird nun 
mit Flickschusterei von dem eigentlichen Problem abgelenkt: unerträgliche 
Arbeitsbedingungen, die eine würdige, dem Stand der Wissenschaft entspre-
chende Pflege unmöglich machen. Das ist es, was viele Pflegekräfte aus dem 
Beruf vertreibt und sie verzweifeln lässt. Wir meinen: Eine volkswirtschaft-
liche Verschwendung ohne Gleichen! Politik und Selbstverwaltung müssen 
für einen Kurswechsel in der Bekämpfung des Personalmangels in der Pflege 
sorgen, damit gute Versorgungsqualität sichergestellt wird. 



Ausbildung in der Altenpflege plus 
Studium, ist das sinnvoll? „Auf jeden 
Fall, denn das Studium befähigt die 
Hochschulabsolventen zum Beispiel 
an Konzepten für die zukünftige 
Altenpflege mit zu arbeiten. Sie werden 
Modelle für eine verbesserte Lebens- 
und Pflegequalität entwickeln können“, 
hebt die Bochumer Gerontologin Prof. 
Dr. Marion Menke die großen Chan-
cen hervor, die sich durch das Studium 
ergeben. Studierte Altenpfleger/-innen 
werden in Beratungsstellen benötigt, 
und im ambulanten und stationären 
Bereich. Das Studium ist ein Vollzeit-
studium und so gegliedert, dass sich 
Theoriephasen an der Hochschule und 
praktische Ausbildung abwechseln. 
Nach bestandenem Examen mit staat-
licher Prüfung zur/zum Gesundheits- 
und Krankenpfleger/-in oder Kinder-
krankenpfleger/in oder zum/zur Al-
tenpfleger/in erhalten die Studieren-
den die Berufsbezeichnung und damit 
die Berufszulassung. „Wir wollen 
damit neue und andere Horizonte öff-
nen“, so Studiengangsleiter Prof. Dr. 
Andreas Lauterbach. Für die Zukunft 
plant die Hochschule für Gesundheit 
Weiterbildungsangebote, aufbauende 
Masterstudiengänge sowie die Mög-
lichkeiten der Promotion.

Studiengang Hebammenwesen
Im Zentrum der Arbeit einer Hebam-
me steht vor allem, die Gesundheit von 
Mutter und Kind zu erhalten und zu 
stärken. Die Ausbildung soll dazu befä-
higen, Frauen während der Schwan-
gerschaft fachkundig zu begleiten und 
zu unterstützen, normale Geburten zu 
leiten, Komplikationen frühzeitig zu 
erkennen, die Mutter und ihr neu-
geborenes Kind zu versorgen, den 
Wochenbettverlauf zu überwachen 
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Neue Hochschule für Gesundheit in Bochum 
Glück auf, Gesundheit! 

D Mit ihrem einzigartigen Stu-
dienangebot leistet die Hoch-

schule für Gesundheit in Deutschland 
echte Pionierarbeit. Erstmals kann an 
dieser Modellhochschule ein grund-
ständiges, primär qualifizierendes Stu-
dium in einem von fünf Gesundheits-
berufen mit dem Abschluss „Bachelor 
of Science“ studiert werden. Auch das 
gemeinsame, fächerübergreifende Ler-
nen von Anfang an wird ein Aushän-
geschild der Hochschule werden und 
damit den Ansatz von Interdiszipli-
narität bereits im Studium umsetzen. 
Neben einem Kerncurriculum erwer-
ben die Studierenden die Vorausset-
zung zur entsprechenden Berufszu-
lassung parallel zum Studium. 

„Dies ist bisher in der vorliegenden 
Form noch nicht umgesetzt worden“, 
sagt Michael Breuckmann, Vorsitzen-
der des Bundesverband Lehrende 
Gesundheit- und Sozialberufe (BLGS) 
und Mitglied im Deutschen Pflegerat 
(DPR). „Für uns ist damit ein entschei-
dender Schritt in die akademische 
Qualifikation der Fachberufe im Ge-
sundheitswesen erreicht“. 

Zur Umsetzung der gesetzlichen 
Grundlagen erhalten die Studierenden 
bei einem der verschiedenen Koope-
rationspartner der Hochschule einen 
Praktikums- beziehungsweise Ausbil-
dungsplatz an einer Klinik, in einer 
Praxis oder in anderen Gesundheits-
bereichen. Die Hochschule ermöglicht 
damit ihren Absolventen, nach sieben  
beziehungsweise acht Semestern zwei 
Abschlüsse auf einem hohen wissen-
schaftlichen Niveau zu erlangen. 

Dieses Verfahren wird in Fachkreisen 
durchaus kritisch betrachtet, da die 
Sorge besteht, das Ausbildungsplätze 
bei bisherigen Trägern wegfallen. Nach 
Aussagen des verantwortlichen Minis-
teriums sind die Studienplätze aber 
zusätzlich bewilligt worden. „Dies ist 
zur Sicherung von Arbeitsplätzen in 
den traditionellen Ausbildungsein-
richtungen eine wichtige Aussage“, 
betont Breuckmann. 

Im Studiengang Pflege zum  
Bachelor of Science 
Im grundständigen Studiengang Pfle-
ge werden die Studierenden in sieben 
Semestern zum Bachelor of Science 
ausgebildet. Die Nachfrage nach 
professionellen Dienstleistungen im 
Pflege- und Gesundheitsbereich 
wird weiter zunehmen, gleichzeitig 
wird sich das Spektrum pflegerischer 
Arbeit stetig erweitern. Denn nicht nur 
in den Kernbereichen – Krankenhäu-
sern, Altenpflegeheimen und ambu-
lanten Pflegediensten – werden hoch 
qualifizierte Fachkräfte benötigt. Auch 
die Beratung von Patienten/innen und 
pflegenden Angehörigen, die Qualifi-
zierung von Mitarbeitern/innen, die 
Arbeit in Hospizen oder die Planung 
und Vernetzung von Gesundheits- 
und Pflegeleistungen werden zukünf-
tige Aufgabenfelder der Absolventen 
sein. Ziel des Bachelorstudiengangs 

„Pflege“ ist die Befähigung zu wissen-
schaftlich fundiertem Arbeiten und 
einer reflektierten theoriegeleiteten 
Anwendung in pflegepraktischen 
Handlungsfeldern. 

Im September wurde in Bochum die erste staatliche Hochschule für Gesundheit in 
Deutschland eröffnet. Studierende können sich dort in den Studiengängen Ergo-
therapie, Hebammenkunde, Logopädie, Pflege oder Physiotherapie einschreiben. 
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E  �Informationen:  
www.fh-gesundheit.de

Durch die Akademisierung wird es den  
Absolventinnen und Absolventen möglich 
werden, ihr Fach wissenschaftlich zu unter-
mauern und international arbeiten zu  
können. 
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und entsprechende Dokumentationen 
anzufertigen. Durch die Akademisie-
rung soll es den Absolventinnen und 
Absolventen möglich werden, ihr Fach 
auch wissenschaftlich zu untermauern 
und international arbeiten zu können. 

Studium der Physiotherapie, der 
Ergotherapie und der Logopädie
In den kommenden Jahrzehnten wird 
sich das Gesundheitswesen infolge 
des demografischen Wandels, der 
Zunahme an chronischen und kom-
plexen Erkrankungen sowie dem 
Wandel von Lebensstil und Lebens-
formen verändern. Die Möglichkeit, 
sein Leben weitgehend selbstständig 
und mit einer hohen Lebensqualität 
zu gestalten, gehört zu den Grundbe-
dürfnissen des Menschen und bildet 
eine zentrale Grundlage für therapeu-
tische Berufe. Stärker in den Mittel-
punkt treten müssen auch Konzepte 
der Prävention und Gesundheitsför-
derung. Hieraus ergeben sich neue 
Tätigkeitsfelder mit wachsendem und 
komplexem Verantwortungsprofil. 
Ziel des Bachelorstudiengangs in den 
therapeutischen Berufen ist es, Stu-

dierende theoretisch und praktisch 
auf diese zukünftigen Tätigkeitsfelder 
vorzubereiten. Das Studium vermit-
telt dafür die notwendigen Grundla-
gen, Fachkenntnisse, Fertigkeiten und 
Methoden. Die Studierenden werden 
befähigt, eigenverantwortlich thera-
peutisch zu handeln und kritisch wis-
senschaftliche Erkenntnisse zu gene-
rieren und zu reflektieren.

Gesundheitsstandort NRW
Sechs Monate hatten Architekten und 
ausführende Firmen Zeit, den Umbau- 
und Erweiterungsbau des ehemaligen 
Bürogebäudes der Bundesknappschaft 
in ein modernes Hochschulgebäude 
zu verwandeln. „Es wird eine Punkt-
landung!“ so umriss der Vizepräsident 
der neuen Hochschule für Gesund-
heit, Werner Brüning, die Situation. 
Neben Brandschutzauflagen waren im 
Innern des Gebäudes umfangreiche 
Umbauten notwendig. So mussten 
Hörsäle geschaffen und für die ein-
zelnen Studiengänge individuelle 
Raumbedarfe entwickelt werden. Die 
Ergotherapie benötigte zum Beispiel 
für ihre Seminare einen Raum, der wie 

die Wohnung eines älteren Menschen 
eingerichtet ist. Und für den Studien-
gang Logopädie wurde eine Lehr- und 
Forschungsambulanz eingerichtet. Die 
Pflegestudierenden benötigen zudem 
spezielle Kranken- oder Intensivbetten 
sowie diverse Materialien und Geräte. 

Für den zukünftigen Betrieb der 
Hochschule wird jedoch die dreifache 
Fläche benötigt. Daher ist es ausdrück-
lich zu begrüßen, dass das Landeska-
binett NRW beschlossen hat, an der 
Errichtung des Gesundheitscampus 
Nordrhein-Westfalen in Bochum im 
Grundsatz festzuhalten. „Die neue 
Landesregierung, sorgt dafür, dass der 
Gesundheitscampus zu einem sicht-
baren Zeichen des Fortschritts und 
Umdenkens wird“, so NRW-Gesund-
heitsministerin Barbara Steffens. 
Damit ist auch die politische Entschei-
dung getroffen, NRW als Gesundheits-
standort mit einer eigenen Hochschu-
le, entgegen der Auffassung aus Teilen 
der Ärzteschaft, weiter zu festigen.� z
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Pflege-TÜV 
Politik macht Druck
 
F  In der Koalition wächst die Verärgerung 
darüber, dass die Nachbesserungen am „Pfle-
ge-TÜV“ für die rund 22.000 stationären und 
ambulanten Pflegeeinrichtungen in Deutsch-
land nicht vorankommen. „Ich bin stocksauer, 
was da in der Selbstverwaltung abläuft“, sagte 
der Patientenbeauftragte der Bundesregierung, 
Wolfgang Zöller (CSU), bei den „Rosenthaler 
Gesprächen“ des AOK-Bundesverbandes. Pfle-
gekassen und -anbieter seien offenbar nicht 
in der Lage, „offensichtliche Fehler“ des Pfle-
ge-TÜV auszubügeln, kritisierte Zöller. Legten 
beide Seiten nicht in Kürze ein schlüssiges Kon-
zept auf den Tisch, wie sie die bei Patienten- 
und Verbraucherschützern seit langem schon 
umstrittene Vergabe von Pflegenoten für die 
Einrichtungen nachbessern wollten, werde die 
Politik die Sache in die Hand nehmen.
Der Pflege-TÜV, bei dem die Qualität von Ein-
richtungen vom MDK mit Schulnoten von 1 bis 
5 bewertet wird, steht seit Monaten in der Kri-
tik. Bemängelt wird vor allem, dass die Pflege-
qualität in der Gesamtnote nicht hinreichend 
abgebildet wird. Hübsche Bewohnerzimmer 
oder bunte Speisepläne in einem Heim führ-
ten dazu, dass schlechte Noten für die Kern-
bereiche „Pflegequalität“ und „Medizinische 
Versorgung“ verschleiert würden. Am Ende 
erhalte ein Heim eine traumhafte Gesamtnote, 
obwohl Einzelnnoten schlecht seien und ekla-
tante Pflegemängel herrschten. � z
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Pflegeprotest
Zehntausende „Gelbe Karten“ verschickt  

D Der DBfK hatte die Aktion am 
1. November gestartet. Pfle-

gefachkräfte, Patienten, Angehörige, 
Heimbewohner und besorgte Bürger 
waren einen Monat lang aufgeru-
fen, Bundeskanzlerin Angela Merkel 
(CDU) und ihrer Regierungsmann-
schaft „für verfehlte Gesundheits- und 
Pflegepolitik“ demonstrativ die „Gelbe 
Karte“ zu zeigen. Anlässe für die Pro-
testaktion, so DBfK-Bundesgeschäfts-
führer Franz Wagner, seien die deso-
late Situation in vielen Bereichen der 
Pflege, zunehmende Versorgungsmän-
gel und unmenschliche Arbeitsbedin-
gungen für die beruflich Pflegenden in 
Deutschland. Die Karten konnten per 
Post oder als eCards an das Bundes-
kanzleramt verschickt werden.

Positive Resonanz  
in der Bevölkerung
Die Aktion „Gelbe Karte“ sei bundes-
weit auf „große und enorm positive 
Resonanz in der Bevölkerung“ gesto-
ßen, betonte Wagner. Neben den Pfle-
genden und Pflegeberufsverbänden 
sei die Aktion von vielen Selbsthilfe-
gruppen, Bürgerinitiativen, Politikern 
der Oppositionsparteien, Landes-
frauenräten, anderen Berufsgruppen 
im Gesundheitswesen und tausenden 
Privatpersonen unterstützt worden. 

Da Frau Merkel als Kanzlerin die 
„Richtlinienkompetenz“ in der Regie-
rung habe, sei sie auch „Hauptadressa-
tin“ der Protestnot. Die Ankündi-
gungen von Gesundheitsminister 
Philipp Rösler (FDP), sich den Proble-
men der Pflege zu widmen, bewertete 

E  ��Weitere Informationen:  
www.dbfk.de

Der Deutsche Berufsverband für Pflegeberufe (DBfK) – Gründungsmitglied des 
Deutschen Pflegerates – hat eine positive Bilanz seiner bundesweiten Protest- 
aktion „Gelbe Karte für die Bundeskanzlerin“ gezogen. 

Wagner skeptisch. „Das hören wir seit 
einem Jahr – passiert ist bislang wenig.“ 
Nichtsdestotrotz setze er auf die für 
Anfang Dezember angesetzte Ge-
sprächsrunde zu Pflegepersonal- 
mangel und Nachwuchssicherung im 
Bundesgesundheitsministerium.

Kritik des Arbeitgeberverbands
Kritik des Arbeitgeberverbands Pfle-
ge, der die Aktion „Gelbe Karte“ als 
polemisch und populistisch bezeich-
net hatte, wies Wagner entschieden 
zurück. „Diese Arbeitgeber verkennen 
oder ignorieren, dass die Pflegefach-
kräfte nicht nur der Bundesregierung, 
sondern vielfach auch den auf Unter-
nehmerseite Verantwortlichen die 
Gelbe Karte zeigen.“ 

Die Rückmeldungen, die den DBfK 
täglich erreichten und auch bei Face-
book im Internet nachzulesen seien, 
zeigten dies überdeutlich. „Seit Jahren 
lässt man vor allem in den Kliniken 
das ständig steigende Arbeitsaufkom-
men nahezu ausschließlich von den 
Pflegenden kompensieren. Verbreitet 
wird dabei gegen geltendes Arbeits-
recht verstoßen und werden Arbeits-
schutzbestimmungen ausgehebelt“, 
kritisierte Wagner. Hier seien die  
staatlichen Aufsichtsbehörden gefor-
dert.� z


